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Leseprobe 

 

Textprobe:

 

In Art. 109 j des EG-Vertrages, der in Maastricht verändert und dann beibehalten wurde, findet

man die die Konvergenzkriterien und die Vorstellungen über den Beitritt in die dritte Stufe. Dabei

wird auch das Verfahren zwischen den EU-Gremien festgelegt. Nach 1996 mussten die

Kandidaten jährlich Berichte über den Stand ihrer Bemühungen vorlegen und sie wurden dann in

dem festgelegten Verfahren beurteilt und bei der letzten Vorlage wurde darüber abgestimmt, ob

sie mitmachen durften.

Als erstes Kriterium wird die Preisstabilität genannt. Dabei sollte die Inflation maximal 1,5 % über

dem Durchschnitt der drei preisstabilsten Länder liegen. Weiter wurden die öffentlichen Haushalte

nach ihren Schulden beurteilt. Die Gesamtschuld sollte maximal 60 % des BIP betragen, also dem

Bruttoinlandprodukt, das aus den jährlich erbrachten Produkten und Dienstleistungen eines

Landes, gemessen in Marktpreisen, besteht. Die Neuverschuldung sollte maximal 3 % des BIP

betragen. Die Höhe der Zinsen wurde an dem Durchschnitt der langfristigen bestimmt und zwar

maximal 2 % vom Durchschnitt der drei preisstabilsten Länder. Weiter wurde die

Wechselkursstabilität einbezogen. Als Kriterium galt die Einhaltung der Bandbreite des

Europäischen Währungssystems(EWS) in der Höhe von plus oder minus 2,5 %. Die jährliche

Vorlage und die Antwort der Kommission wurden nach 1996 ausführlich in der Presse behandelt

und kommentiert. Zugelassen wurden 1998 elf von 15 EU Mitgliedern. Griechenland konnte erst

einmal nicht mitmachen, reichte ein Jahr später noch einmal die Bewerbung nach und trat 2001

dem Euroraum bei. Ab dem 1.1.19999 wurden dann die Umtauschkurse dauerhaft festgelegt und

es konnten Konten in Euro bei den Banken geführt werden. Ab dem 1.1.2002 galt der Euro als das

alleinige Zahlungsmittel in der Öffentlichkeit. Heute, 2011, besteht der Euroraum aus 17

Mitgliedern, deswegen schreibt man oft auch Euro-17. Über die EU-Konvergenzkriterien wurde in

den Jahren vor der Einführung heftig diskutiert. Dabei fürchtete man für die Zeit nach 1999, aber

besonders nach 2002, dass die Mitgliedsländer ihre strenge Haushaltpolitik aufgeben und der

Euro dann eine weiche Währung werden könnte. Deshalb verständigte man sich auf Betreiben

des damaligen deutschen Finanzministers Theo Waigel 1996 auf den Stabilitäts- und

Wachstumspakt, der die Beibehaltung von zwei Kriterien vorsah, nämlich diejenigen beiden, die

sich auf die Verschuldung der öffentlichen Haushalte beziehen(Art. 104 EG-Vertrag, Vertrag von

Amsterdam 1997). Heute findet man beide Regelungen, also für die beitrittswilligen Länder und

die Mitglieder der Eurozone im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union(AEUV) als

Teil des Vertrages von Lissabon von 2008 und in Art. 140 AUEV und Art. 126 AUEV. Die

Diskussion wurde aber auch in der Öffentlichkeit geführt und nicht nur in den 90er Jahren,

sondern auch nach 2002 und natürlich nach dem Ausbruch der Eurokrise 2010.


